Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2561 


Der Bundesminister des Auswärtigen 


Bonn, den 8. September 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Äußerungen des Staatssekretärs Paul Frank 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Reddemann, Dr.Marx 
(Kaiserslautern), Baron von Wrangel, Dr.-Ing. Bach und 
der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/2536 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Staatssekretärs, daß 
jeder, der „geheime Regierungspapiere veröffentlicht . . . , quali- 
tativ nicht anders zu beurteilen (ist) als jemand, der einen 
Molotow-Cocktail schmeißt oder der ein Warenhaus in Brand 
setzt, um die kapitalistische Gesellschaft zu beseitigen" (Zitat 
aus der Sendung „Report")? 

2. Ist die Bundesregierung wie ihr Staatssekretär Frank (in der 
FAZ) der Meinung, die unbefugten Verbreiter interner Regie- 
rungsunterlagen seien „Leute . . . , die aus veröffentlichten 
Geheimpapieren eine Waffe gegen die Regierung machen v/ol- 
len", und beabsichtigt sie daher, auch gegen solche Publikations- 
organe vorzugehen, die Regierungsgeheimnisse verbreiten, ob- 
wohl sie an sich der augenblicklichen Bundesregierung nahe- 
stehen? 

3. Identifizieren sich alle Mitglieder der Bundesregierung mit der 
Auffassung des Staatssekretärs, daß das unbefugte Weiter- 
geben geheimer Papiere nur aus Habgier, Opportunismus, extre- 
mistischer politischer Gesinnung oder aus Haß gegen die Re- 
gierung erfolgt? 

4. Stellt auch nach Auffassung der Bundesregierung bereits die 
Veröffentlichung ostpolitisch relevanter Dokumente einen Ver- 
such dar, die Entscheidung des Bundestages über die Ratifizie- 
rung der Ostverträge „mit den Mitteln der , Aktion Widerstand' 
vorwegnehmen" zu wollen und damit „auf lange Sicht den 
Staat und die Demokratie (zu) zerstören"? 


Im Gegensatz zu den Fragestellern ist die Bundesregierung 
nicht der Meinung, die Äußerungen des Staatssekretärs des 
Auswärtigen Amts Dr. Paul Frank in der „Frankfurter Allge- 
meinen Zeitung" vom 4. August und in der Sendung „Report" 
des Deutschen Fernsehens vom 16. August erweckten den Ein- 
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druck, als wolle die Bundesregierung „einen absoluten Schutz 
für alle von ihr als geheim bezeichneten Papiere beanspruchen 
Der Staatssekretär hat auch nicht „die erstmalige Anwendung 
des 1936 in das Strafgesetzbuch eingefügten Paragraphen 353 c 
verteidigt 

Wie den Fragestellern bekannt ist, hat diese Strafbestimmung 
ihre heutige Fassung durch das vom Deutschen Bundestag be- 
schlossene 8. Strafrechtsänderungsgesetz vom 25. Juni 1968 
erhalten. Strafbar macht sich danach u. a., wer ein amtlich als 
geheimhaltungsbedürftig gekennzeichnetes Schriftstück unbe- 
fugt einem anderen mitteilt oder öffentlich bekanntmacht und 
dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet. Neben dem 
Schutz von Staatsgeheimnissen im Sinne des § 93 StGB hat der 
Gesetzgeber damit auch in diesen Fällen einen strafrechtlichen 
Schutz für erforderlich gehalten, wobei es im Bundestag auch 
Stimmen gab, die die jetzige Regelung als nicht weitgehend 
genug bezeichneten. 

Staatssekretär Dr. Frank hat keinen über das Gesetz hinaus- 
gehenden Schutz geheimzuhaltender Schriftstücke beansprucht. 
Seine Ausführungen sind auch nicht so zu verstehen, wie die 
Kleine Anfrage in den Ziffern 1 bis 4 durch bruchstückhafte 
Zitate den Anschein zu erwecken sucht. 

Staatssekretär Dr. Frank hat vielmehr auf die Gefahr hingewie- 
sen, die die Anwendung ungesetzlicher Mittel in der politischen 
Auseinandersetzung für die demokratische Ordnung bedeutet. 
Die Bundesregierung billigt es, daß der Staatssekretär seiner 
Sorge darüber Ausdruck gegeben hat. Nach ihrer Meinung fin- 
den die Fragen der Ziffern 1 bis 4 der Kleinen Anfrage in 
seinen Ausführungen keine Grundlage. 

Scheel 
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